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ZEITGESPRÄCH

Finanzierung 
der ostdeutschen Länder

Die neuen Bundesländer stehen vor ihrem finanziellen Zusammenbruch. Wie kann ihr Finanz­
bedarfgedeckt werden ? Professor Georg H. Milbradt, Professor Hans-Jürgen Krupp und 

Dr. Georg Freiherr von Waldenfels nehmen Stellung.

Georg H. Milbradt

Die neuen Bundesländer zügig in die Finanzverfassung 
einbeziehen -  nicht abkoppeln!

A lle neuen Bundesländer sowie 
ihre Kommunen sind gegenwär­

tig dabei, ihre Haushalte für 1991 
aufzustellen. Regelmäßig ausge­
hend von einem Kassensturz werden 
die gesetzlichen Verpflichtungen 
(z. B. Wohngeld, Personalausgaben) 
eingestellt und die notwendigsten 
Maßnahmen zur Schaffung zu­
kunftsorientierter Strukturen aufge­
nommen. Deutlicher als bei den 
überschlägigen Rechnungen zur 
Jahreswende werden jetzt bei allen 
Gebietskörperschaften Befürchtun­
gen zur schlimmen Gewißheit: wäh­
rend die laufenden Ausgaben, insbe­
sondere durch die mittels Einigungs­
vertrag den neuen Ländern als Zu­
satzaufgabe aufgebürdeten Subven­
tionslasten (Sonderlasten, die die 
Haushalte der Alt-Bundesländer 
nicht zu tragen haben) durchaus 
Westniveau erreichen, bleiben die 
Einnahmenerwartungen weit hinter 
Westniveau zurück. Die zwangsläu­
fige Folge werden dramatische Ver­
schuldungen sein, so daß mit einem 
Sprung Pro-Kopf-Verschuldungen 
erreicht werden, die sich bei den

West-Gebietskörperschaften über 
lange Zehn-Jahreszeiträume ent­
wickelt haben.

Stellvertretend für alle neuen Bun­
desländer läßt sich dies am Beispiel 
des Freistaates Sachsen zeigen: 
Nach derzeitigem Planungsstand 
des Landeshaushalts 1991 stehen 
absehbaren Einnahmen in Höhe von
15,7 Mrd. DM Ausgaben in Höhe von 
29,1 Mrd. DM gegenüber. Diese er­
klären sich zu rund 25% allein durch 
Subventionslasten für Preisstützun­
gen aufgrund des Einigungsvertra­
ges und zu rund 21% durch Finanz­
zuweisungen an Gemeinden. Dem­
gegenüber schlagen die Personalko­
sten mit nur 20% (durchschnittliche 
Personalkostenquote der Westlän­
der rund 40%) zu Buche, während 
aufgrund des enormen infrastruktu­
rellen Nachholbedarfes in etwa 5 
Mrd. DM für Investitionsmaßnahmen 
eingeplant sind. Angenommen man 
führe diesen Haushalt, der fast aus­
schließlich aus Rechtsverpflichtun­
gen besteht, ergäbe sich ein Defizit 
von rund 45%. Nach realistischen

Schätzungen werden die sächsi­
schen Kommunen 1991 insgesamt 
zusätzlich mit einem Defizit von 3,2 
Mrd. DM und damit mit einer Kreditfi­
nanzierungsquote von 25% rechnen 
müssen. Allein diese beiden Defizite 
(der Anteil Sachsens am sogenann­
ten Kreditabwicklungsfonds ist dabei 
noch gar nicht berücksichtigt) be­
deuten Ende 1991 eine Pro-Kopf- 
Verschuldung von rund 3350 DM. 
Nur bei Fortschreibung dieser Situa­
tion folgt Ende 1992, also in nur zwei 
Haushaltsjahren ein Schuldenstand 
pro Kopf, der westlichem Niveau ent­
spricht. Eine wahrlich gefährliche Si­
tuation, insbesondere wenn man die 
finanzwirtschaftlichen Bindungswir­
kungen daraus für die Folgehaus­
halte durch Tilgungs- und Zinslei­
stungen in Rechnung stellt. Die 
neuen Bundesländer würden auf un­
absehbare Zeit Gefangene ihrer er­
zwungenen finanzpolitischen Sün­
den ihrer Startphase sein.

Fragt man nach den Ursachen der 
finanziellen Unterversorgung der 
neuen Länder, so muß primär die
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„sozialistische Vergangenheit“ im­
mer wieder ins Zentrum der Ursa­
chenanalyse gerückt werden. Die 
nach der Steuerschätzung des Bun­
des zu erwartenden spärlichen Steu­
ereinnahmen aller neuen Bundes­
länder 1991 in Höhe von 12,8 Mrd. 
DM (in Sachsen werden sie mit 3,9 
Mrd. DM zu Buche schlagen) sind 
nur eine andere Facette des tiefgrei­
fenden Strukturwandels im Gebiet 
zwischen Elbe/Harz und Oder/Neiße 
nach der katastrophalen Hinterlas­
senschaft der alten Machthaber. 
Wenn das wirtschaftliche Aktionsni­
veau extrem unterhalb des Westni­
veaus liegt, so bildet sich dies bei 
den Steuereinnahmen zwangsläufig 
spiegelbildlich ab. Aber was nützt 
uns diese Binsenweisheit, wenn wir 
angetreten sind, die Zukunft zu ge­
stalten und zu gewinnen -  wirtschaft­
lich, finanzpolitisch und kulturell­
gesellschaftlich?

Der Aufbau in den neuen Ländern 
wird mittlerweile wohl von allen maß­
geblichen Entscheidungsträgern als 
Herausforderung des deutschen Ge­
samtstaates gesehen. Und dies be- 
deutet-wie die Dinge nun einmal lie­
gen -  eine Umschichtung von Fi­
nanzmitteln vom westlichen in das 
östliche Gebiet unseres Staates. 
Nach dieser Maxime ist selbstver­
ständlich gehandelt worden. Enga­
giert muß aber auf das bei weitem 
unzureichende Maß dieser Finanz­
mittelumleitung hingewiesen wer­
den. Und dieses hängt auch unmit­
telbar mit Fehleinschätzungen zur 
Zeit der Konzipierung des Eini­
gungsvertrages zusammen.

Der Fonds „Deutsche Einheit“ soll 
dazu dienen, die Wirksamkeit des 
bundesstaatlichen Finanzaus­
gleichs, wie er für die Westländer 
verfassungsrechtlich verankert ist, 
für die Ostländer zu ersetzen. Gute 
Gründe waren dafür maßgebend: 
hätte doch eine sofortige Einbezie­
hung der neuen Länder in das Ge­
samtsystem drohende Extrembela­

stungen für einige alte Länder be­
deutet (das Umschichtungsvolumen 
allein des Landesfinanzausgleichs 
hätte mehr als 35 Mrd. DM zu Lasten 
der Altländer betragen). Jedoch la­
gen den Entscheidungen über die 
Höhe der jährlichen Fondsmittel 
Steuereinnahmenerwartungen für 
die neuen Bundesländer zugrunde, 
die sich nun als unrealistisch heraus- 
stellen.

Sonderbestimmungen 
des Einigungsvertrages

Völlig abgekoppelt wurden die 
neuen Bundesländer durch die Son­
derbestimmungen des Einigungs­
vertrags vom Länderfinanzausgleich 
plus den auf differenzierte Finanz­
kraftunterschiede abgestellten Bun­
desergänzungszuweisungen. Art. 7 
Abs. 3 des Einigungsvertrages be­
stimmt, daß bis zum 31.12.1994 ein 
gesamtdeutscher Länderfinanzaus­
gleich nicht stattfindet. Auch wenn es 
sachgerecht ist, daß der Länderfi­
nanzausgleich nach Art. 107 Abs. 2 
GG an eine Reihe von Voraussetzun­
gen gebunden ist, so hat man sich 
mit der Abkopplung auch von den 
Bundesergänzungszuweisungen ei­
nes Instrumentes begeben, welches 
gerade in der Übergangszeit diffe­
renziert für die Steuerung der Fi­
nanzversorgung der neuen Bundes­
länder genutzt werden könnte.

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs:

Prof. Dr. Georg H. Milbradt, 
45, ist Finanzminister des 
Freistaates Sachsen.

Prof. Dr. Hans-Jürgen Krupp, 
57, ist Finanzsenator der 
Freien und Hansestadt Ham­
burg.

Dr. Georg Freiherr von Wai- 
denfels, 46, ist Finanzmini­
ster des Freistaates Bayern.

Eine völlige Unterschätzung des 
notwendigen Finanzbedarfs in den 
neuen Ländern lag auch dem „Um­
satzsteuerkompromiß“ zugrunde. Es 
wurde eine Regelung gewählt, die für 
1991 in den neuen Ländern von ei­
nem Finanzbedarf pro Kopf von nur 
55% des entsprechenden Bedarfs 
der alten Bundesländer ausgeht. Au­
ßerdem wurde die Regelung, daß 
25% der Umsatzsteueranteile nach 
mangelnder Finanzkraft zugewiesen 
werden, für die neuen Länder ausge­
setzt.

Außer durch diese Sonderbestim­
mungen wurde die bundesstaatliche 
Finanzverfassung durch den Eini­
gungsvertrag nicht durchbrochen -  
d. h., in alle sonstigen Regelungen 
der Steuerquellenverteilung des Art. 
106 GG sind die neuen Bundeslän­
der voll einbezogen. Jedoch führt 
diese Einbeziehung 1991 und wohl 
auch mittelfristig zu einer Steuerein­
nahmenaufteilung zwischen dem 
Bund und den neuen Ländern, die 
diesem Gebiet mehr Steuererträge 
entzieht, als sie ihm läßt. Dies hängt 
damit zusammen, daß Art. 106 GG 
dem Bund primär die Verbrauch­
steuern (z. B. 65% des Umsatzsteu­
eraufkommens, Einnahmen aus Mi­
neralöl- und Tabaksteuer), deren 
Aufkommen Folge der getätigten 
Umsätze ist, zuweist, während den 
Ländern und Gemeinden Steuerar­
ten zur Ausschöpfung zugewiesen 
werden (z. B. Gewerbesteuer, 57,5% 
Einkommensteuerbeteiligung, 50% 
Körperschaftsteuer), deren Aufkom­
men an die volkswirtschaftliche Er­
tragsentwicklung geknüpft ist. Um­
sätze werden aber im ehemaligen 
Gebiet der DDR schon kräftig getä­
tigt, während die Betriebe im Schnitt 
wenig besteuerbare Gewinne erwirt­
schaften.

Einheitlichkeit der
Lebensverhältnisse

Das Grundgesetz enthält als re­
gionale Konkretisierung des Sozial­
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staatsprinzips die „Einheitlichkeit 
der Lebensverhältnisse“ als Staats­
zielbestimmung. Diese ist nach herr­
schender Auslegung nicht dahinge­
hend zu interpretieren, daß eine Ver­
einheitlichung aller Lebensbedin­
gungen in allen Teilen der Bundesre­
publik zu realisieren ist, wohl aber 
eine Angleichung der wesentlichen 
ökonomischen Lebensbedingungen. 
So verstanden bedeutet es zumin­
dest zweierlei:

□  Im privatwirtschaftlichen Bereich 
ist ein annähernd gleichwertiges 
Einkommen (Wertschöpfung) zu er­
reichen. Neben kraftvollen privaten 
Investitionen zur Entwicklung der 
Wirtschaft in den neuen Bundeslän­
dern sind dafür auch staatliche Wirt­
schaftsförderprogramme eine ent­
scheidende Voraussetzung (zu be­
grüßen in diesem Sinne die Einbe­
ziehung der neuen Länder in die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse­
rung der regionalen Wirtschafts­
struktur“ nach Art. 91 a GG).

□  Im öffentlichen Bereich müssen 
die neuen Bundesländer in die finan­
zielle Lage versetzt werden, teil­
weise als Pendant zur Entwicklung 
der Wirtschaft, die notwendigen öf­
fentlichen Infrastrukturleistungen zu 
erbringen.

In beiden Bereichen weisen die 
neuen Länder in Relation zu den al­
ten augenfällig krasse Entwicklungs­
defizite auf. Einheitlichkeit der Le­

bensverhältnisse ist folglich nur zu 
erreichen, wenn die Entwicklung im 
Ostteil Deutschlands in den kom­
menden Jahren mit größerer Dyna­
mik voranschreitet als im Westteil. 
Auch wenn man diesen Optimismus 
für die Privatwirtschaft teilt (dafür ist 
z. B. die Klärung der schwierigen Ei­
gentumsfragen dringende Voraus­
setzung), kann eines mit Sicherheit 
festgestellt werden: Bei unverän­
derter Gültigkeit der bislang gewähl­
ten bruchstückhaften Einbeziehung 
der neuen Länder in unsere Finanz­
verfassung und der daraus folgen­
den Finanzmittelausstattung wird es 
im Bereich der öffentlichen Daseins­
vorsorge nicht nur keine „Aufhol- 
jagd“ der Ostländer geben, sondern 
die Schere der Versorgungsdifferen­
zen wird weiter auseinandergehen. 
„Einheitlichkeit der Lebensverhält­
nisse“ wird für die Menschen im 
Osten unseres Landes ein „Traum­
ziel“ bleiben. Die in der Tabelle wie­
dergegebenen Zahlen und Relatio­
nen stützen diese Schlußfolgerung.

Angleichung der 
Finanzausstattung

Die Steuereinnahmen aller neuen 
Länder und ihrer Gemeinden haben 
selbst bei der -  insbesondere für die 
Gemeinden -  zu optimistischen 
Steuerschätzung des Bundes vom 
Dezember 1990 einschließlich der 
Leistungen aus dem Fonds „Deut­
sche Einheit“ eine fallende Tendenz

Einnahmen der neuen Bundesländer
(in Mrd. DM)

1991 1992 1993 1994

Steuereinnahmen

der Länder - 14,2 17,4 21,2 25,3
Steuereinnahmen 
der Gemeinden 3,3 4,5 5,8 7,1
Fonds „Deutsche 
Einheit“ 29,8 23,8 17,0 8,5

Zusammen 47,3 45,7 44,0 40,9

von 47,3 Mrd. DM 1991 auf nur 40,9 
Mrd. DM 1994. Im Vergleich zu den 
entsprechenden Einnahmen allge­
meiner Deckungsmittel in den alten 
Bundesländern machen diese Be­
träge pro Kopf der Bevölkerung einen 
Anteil von 60% in 1991 und von nur 
45% in 1994 aus. Obwohl alle neuen 
Bundesländer bezüglich der Finanz­
massen, die sie an die Kommunen 
weiterleiten, die Quoten des Eini­
gungsvertrages voll erfüllen, fällt der 
Vergleich speziell auf Gemeinde­
ebene noch trauriger aus. Vergleicht 
man die Gemeindesteuereinnahmen 
plus die den Kommunen im kommu­
nalen Finanzausgleich zugewiese­
nen Steuerverbundmittel, so werden 
in 1991 die Kommunen der alten 
Bundesländer (1927,3 DM) rund 
840 DM pro Einwohner mehr für ihre 
Entwicklung ausgeben können als 
die Kommunen in den neuem Bun­
desländern (1094,3 DM). Diese Dif­
ferenz wird nach derzeitigem 
Schätzstand 1994 auf 1330 DM an­
gewachsen sein (Kommunen der Alt- 
Länder 2260 DM, der Neu-Länder 
930 DM). Es ist mehr als selbstver­
ständlich, daß „Aufholjagden“ , die 
uns dem Ziel der „Einheitlichkeit der 
Lebensverhältnisse“ auch im öffent­
lichen Bereich näher bringen, so 
nicht zu leisten sind. Eine Anglei­
chung der Finanzausstattung ist vor­
rangig. Es bedarf kaum einer Erwäh­
nung, daß erhöhte Kreditaufnahmen 
kein Ersatz für originäre Finanzaus­
stattungen sind.

Eine bessere Finanzausstattung 
der neuen Bundesländer und ihrer 
Kommunen ist dringlich, noch für das 
Ausgleichs- und Haushaltsjahr 1991 
muß diesbezüglich gehandelt wer­
den. Es ist den Konstrukteuren des 
Einigungsvertrages nicht vorzuwer­
fen, durch Sonderregelungen eine 
Übergangszeit bis zur vollen Einbe­
ziehung der neuen Länder in die bun­
desrepublikanische Finanzverfas­
sung festgelegt zu haben. Viele Re­
gelungen, vor allem jene vereinfa­
chenden Verfahrensvorschriften für
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die Gemeindefinanzversorgung 
(z. B. Verteilung des Gemeindean­
teils an der Einkommensteuer nach 
Einwohnerzahlen) stellen sich jetzt 
als sachgerecht und hilfreich heraus.

Jedoch führt kein Weg an einer Er­
kenntnis vorbei: Für alle Rege­
lungen, die von einem deutlich gerin­
gen Finanzbedarf pro Kopf in den 
neuen Bundesländern ausgehen, 
hat sich schon jetzt die „Geschäfts­
grundlage“ entscheidend geändert. 
Es ist nicht nur eine Frage des politi­
schen Mutes, sondern der Vernunft, 
sie auf den Prüfstand mit dem Ziel ih­
rer Revision oder Ergänzung zu stel­
len, wenn nicht die Ostentwicklung 
zur Dauerbelastung des Gesamt­
staates mit separierenden statt eini­
genden Tendenzen werden soll.

Eine Revision oder Ergänzung der 
finanzverfassungsrechtlichen Stel­
lung der neuen Länder hat als Mini­
mum von zwei Maximen auszuge­
hen:

□  Es sind vorrangig Regelungen zu 
wählen, die eine spätere volle Einbe­
ziehung der neuen Länder in die Fi­
nanzverfassung nicht behindern, 
vielmehr sich systematisch in sie 
einfügen. Dies ist eine Mahnung ge­

gen die Schaffung immer neuer und 
in ihren Be- und Entlastungswirkun­
gen wenig durchschaubarer Sonder­
konstruktionen.

□  Die ersten Schritte zur vollen Ein­
beziehung in die Finanzverfassung 
sind jetzt zu vollziehen, damit nicht 
z. B. nach Auslaufen des Fonds 
„Deutsche Einheit“ die jetzigen Son­
derregeln wegen eines kurzfristigen 
Problemdrucks und mangelnder Vor­
bereitung von wiederum neuen Über- 
leitungsregeln abgelöst werden.

Ich empfehle folgenden Mix von 
Maßnahmen, die prinzipiell von allen 
Ost-Finanzministern gefordert wer­
den, zur dringenden Überprüfung:

□  Der „Umsatzsteuerkompromiß“ 
der Westländer mit dem Bund zu La­
sten der Ostländer, der bis ein­
schließlich 1994 von einem deutlich 
geringeren Finanzbedarf pro Kopf in 
den neuen Bundesländern ausgeht, 
geht nach derzeitiger Sachlage an 
der Realität vorbei. An die Stelle die­
ser Sonderregelung muß das verfas­
sungsrechtlich gültige Verfahren der 
Verteilung des Länderanteils an der 
Umsatzsteuer auch für die ostdeut­
schen Länder treten. Dies bedeutet, 
daß künftig bundeseinheitlich 75%

dieser Finanzmasse nach der Ein­
wohnerzahl aufgeteilt werden; 25%, 
die sogenannten Ergänzungsan­
teile, werden nach mangelnder Steu­
erkraft zugeordnet. Die damit erheb­
lich verbesserte Ausgleichswirkung 
auf Länderebene schafft außerdem 
frühzeitiger als bei Gültigkeit der der­
zeitigen Sonderregelungen die fi­
nanzausgleichspolitischen Voraus­
setzungen für einen gesamtstaatli­
chen Länderfinanzausgleich. Dieser 
könnte dann schon mit dem Aus­
gleichsjahr 1993 und nicht erst 1995 
praktiziert werden.

□  Sowohl die sofortige Aufhebung 
des „Umsatzsteuerkompromisses“ 
als auch ein vorgezogener gesamt­
staatlicher Länderfinanzausgleich 
ab 1992 führt zu einer gerechten Ver­
teilung der Finanzmassen zwischen 
allen Bundesländern (und über die 
Verbundquoten mit einem gewissen 
Automatismus auch zwischen ihren 
Gemeinden). Sollte dies bei den Alt- 
Bundesländern zu nicht verantwort­
baren finanzwirtschaftlichen Folgen 
führen, so ist das Aufteilungsverhält­
nis bei der Umsatzsteuer zwischen 
Bund und Ländergesamtheit (gegen­
wärtig 65:35) zugunsten der Länder 
zu ändern, auch auf die Gefahr,
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daß der Bund sich über eine Mehr­
wertsteuererhöhung refinanzieren 
müßte.

□  Sollte keine dieser Maßnahmen 
Erfolgsaussichten haben, so sind 
Maßnahmen außerhalb der Finanz­
verfassung dringend geboten. Ne­
ben dem Verzicht des Bundes auf 
15% der Fondsmittel ist an eine Auf­
stockung des Fonds „Deutsche Ein­
heit“ zu denken, die nun allerdings 
primär von den alten Ländern und ih­
ren Kommunen zu finanzieren wäre. 
Eine Aufstockung aus reinen Kredit­

marktmitteln ist wegen der investi­
tionshemmenden derzeitigen Zins­
entwicklung gesamtwirtschaftlich 
kritisch zu sehen. Statt dessen soll­
ten angemessene Anteile des enor­
men Steuereinnahmenzuwachses, 
der durchaus anteilig als „Wiederver­
einigungseffekt“ bezeichnet werden 
kann, direkt in den Fonds eingezahlt 
werden. Nur durch eine solche bin­
dende Regelung kann sichergestellt 
werden, daß der Aufbau der neuen 
Länder aus den wiedervereinigungs­
bedingten Zuwächsen im Westen 
Deutschlands finanziert wird und

diese Zuwächse nicht regulär in die 
Westhaushalte eingestellt werden.

Bei alldem ist außerdem ernsthaft 
in Rechnung zu stellen, daß die Er­
fahrung aus anderen Ländern lehrt: 
der innere Zusammenhalt eines 
Bundesstaates verträgt auf Dauer 
keine extremen oder gar auseinan­
derdriftenden Entwicklungstenden­
zen. Es geht um nichts Geringeres 
als um die innere Einheit Deutsch­
lands. Dies war immer klar, nun müs­
sen auch die finanziellen Konse­
quenzen gezogen werden.

Hans-Jürgen Krupp

Den neuen Ländern muß schnell geholfen werden

Der marktwirtschaftliche Entwick­
lungsprozeß in den Ländern 

Ost-Deutschlands braucht Zeit. Zu 
viele Hemmnisse können nicht von 
heute auf morgen beseitigt werden. 
Besonders problematisch ist die un­
geklärte Finanzausstattung des 
Staates auf allen Ebenen in den 
neuen Ländern, die dazu führt, daß 
die üblichen Dienstleistungen des 
Staates nicht in ausreichendem 
Maße bereitgestellt werden und der 
Staat als öffentlicher Auftraggeber 
ausfällt. Dies behindert insbeson­
dere die Entwicklung einer mittel­
ständischen Wirtschaft.

Die Klärung der mittelfristig not­
wendigen Finanzausstattung der 
verschiedenen Ebenen der Gebiets­
körperschaften in den neuen Län­
dern wird noch einige Zeit in An­
spruch nehmen. Es macht daher we­
nig Sinn, jetzt Entscheidungen für 
die Zeit bis 1994 zu treffen. Daß dies 
seriös gar nicht möglich ist, soviel 
sollte man aus den Erfahrungen der 
letzten Monate gelernt haben. So­
wohl bei der Einrichtung des Fonds

Deutsche Einheit als auch nach der 
Einigung über die Umsatzsteuerver­
teilung hat der Bund jeweils erklärt, 
daß damit der Beitrag der Länder ab­
schließend geregelt sei. Ein drittes 
Mal eine derartige Endgültigkeit zu 
erklären, führt nicht weiter. Notwen­
dig ist, schnell Mittel für 1991 bereit­
zustellen und im Laufe dieses Jahres 
den Rahmen für die nächsten Jahre 
zu entwickeln.

Der Streit um die Finanzierung der 
neuen Länder ist sehr unübersicht­
lich geworden, weil sich sehr unter­
schiedliche Themen überlagern, bei 
denen auch ganz unterschiedliche 
Interessen auf dem Spiel stehen. Zu 
einem Teil der zentralen Kontrover­
sen sollen deshalb einige Erläute­
rungen gegeben werden.

Angesichts des Standes der 
Haushaltsberatungen in den neuen 
Ländern läßt sich das durch Parla­
mentsbeschlüsse verabschiedete 
Haushaltsvolumen noch nicht genau 
übersehen. Zusammenstellungen, 
die von den ostdeutschen Ländern in 
die Finanzministerkonferenz einge­

bracht wurden, lassen freilich erken­
nen, daß das geplante Ausgabenvo­
lumen kritisch hinterfragt werden 
muß. Insgesamt liegen die geplanten 
Ausgaben pro Einwohner etwa auf 
der westdeutschen Höhe, obwohl die 
Gehälter im öffentlichen Bereich 
sehr viel niedriger veranschlagt sind. 
Ausgehend von dem sicher nicht 
haltbaren Lohnniveau im öffentli­
chen Bereich von 35%, mit dem aber 
zur Zeit gerechnet werden muß, 
müßten die östlichen Haushalte ei­
gentlich um 25% kleiner sein. Dies 
ist nicht der Fall. Anders ausge­
drückt, die Staatsquote in den neuen 
Ländern ist deutlich höher als bei 
uns. Wahrscheinlich ist dies auch in 
den nächsten Jahren nicht vermeid­
bar; man muß sich allerdings über 
die Gründe und die darin liegenden 
Probleme im klaren sein.

In den eben angesprochenen 
Haushaltsansätzen sind die Kosten 
der Preisstützungsmaßnahmen 
nicht enthalten. Sie betragen für die 
neuen Länder immerhin 27 Mrd. DM. 
Stellt man diese Größe dem Volu­
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men der eben genannten Haushalts­
ansätze von 86 Mrd. DM gegenüber, 
sieht man, welche Bedeutung die 
Behandlung der Preisstützungs­
maßnahmen hat. Die neuen Länder 
haben genügend Schwierigkeiten, 
ihren „normalen Haushalt“ zu finan­
zieren. Es ist nicht einzusehen, 
warum sie die Kosten der Preisstüt­
zungsmaßnahmen, auf die sie in der 
Gesetzgebung keinen Einfluß haben 
und die nun wirklich als Kosten des 
Einigungsprozesses anzusehen 
sind, tragen sollen. Aber auch den 
westlichen Ländern ist nicht zu ver­
mitteln, daß sie ausgerechnet für 
derartige Kosten in Anspruch ge­
nommen werden sollen; sie erinnern 
sich vielmehr an die Diskussion um 
die Übernahme eines Teils der So­
zialhilfe durch den Bund, die vor dem 
Strukturhilfegesetz geführt wurde.

Geht man von der an sich ange­
messenen Bundesfinanzierung der 
Preisstützungsmaßnahmen aus, 
verliert auch die Lücke in den Haus­
halten der Ost-Länder an Dramatik. 
Nach ihren eher niedrigen Einnah­
menschätzungen betrüge der Finan­
zierungssaldo bei einem Haushalts­
volumen von 86 Mrd. DM mit 22,8 
Mrd. DM etwa ein Viertel. Das ist 
zwar deutlich mehr, als im Westen 
üblich; auf der anderen Seite gibt es 
nicht den immensen Schuldenstand, 
dessen Zinsbelastung die Haushalte 
der westlichen Länder in ihrem 
Handlungsspielraum einengt. Des­
senungeachtet ist eine weitere Mit­

telzuführung auch für den „norma­
len“ Teil des Haushalts notwendig.

Sehr schwer einzuschätzen ist 
der Bedarf der kommunalen Haus­
halte. Die in den Länderhaushalten 
eingeplanten 13,6 Mrd. DM werden 
nicht ausreichen, insbesondere da 
ein Teil der Gemeindesteuern in den 
neuen Ländern nicht erhoben wird. 
Wahrscheinlich wären sie aber auch 
nicht ergiebig.

Nicht nachvollziehbare Zahlen

Die Erweiterung des Bundesge­
bietes bringt auch für den Bund zu­
sätzliche Ausgaben. Bedauerlicher­
weise ist das Volumen dieser Ausga­
ben noch nicht bekannt, da der Ent­
wurf des Haushaltsplans 1991 noch 
nicht vorgelegt wurde. Vor diesem 
Hintergrund nennt der Bund als Grö­
ßenordnung für seine Belastung 
Bruttobeträge von 45 Mrd. DM für 
1990 und 115 Mrd. DM für 1991. 
Diese Zahlen sind für den Außenste­
henden nicht nachvollziehbar. Aber 
selbst wenn man einmal von diesen 
Größen ausgeht, sind Einnahmen 
des Bundes aus den neuen Ländern 
und mögliche Entlastungen gegen­
zurechnen, um eine mit den Ausga­
ben der Westländer vergleichbare 
Belastung zu erhalten. Außerdem ist 
deutlich zu machen, in welchem Um­
fang es letztlich um Probleme der 
Sozialversicherung geht. Die in Ta­
belle 1 wiedergegebenen, grob ge­
schätzten Zahlen verdeutlichen die 
Größenordnungen.

Bei den Entlastungen sind hier nur 
diejenigen Einnahmen und Einspa­
rungen berücksichtigt, die tatsäch­
lich zu erwarten sind. Nicht einbezo­
gen ist der überwiegende Anteil der 
möglichen Einsparungen wegen 
Wegfall der Teilung, die aber nicht 
realisiert werden. Immerhin hat der 
Bundesfinanzminister diese Beträge 
ursprünglich mit 40 Mrd. DM pro Jahr 
beziffert.

Forderungen an die westlichen 
Länder nach höherer Beteiligung an 
der Finanzierung der Deutschen Ein­
heit werden häufig mit den hohen 
Ausgaben des Bundes für diesen 
Zweck und den niedrigen der Länder 
begründet. Zu den Ausgaben des 
Bundes deuten neueste Informatio­
nen darauf hin, daß ein Großteil der 
dafür veranschlagten Beträge nicht 
einmal abgeflossen ist. Ein weiteres 
Problem liegt darin, daß der Bund die 
in seinem Haushalt stehenden kre­
ditfinanzierten Beträge mit ihrem 
Bruttovolumen einstellt, während er 
die über den Fonds Deutsche Einheit 
aufgenommenen, ebenso kreditfi­
nanzierten Beträge der westlichen 
Länder lediglich mit ihren Schulden­
diensten einstellt. Da der Schulden­
dienst nur 10% des übertragenen 
Betrages ausmacht, werden durch 
dieses Verfahren die Beiträge der 
Länder systematisch unterzeichnet. 
Ökonomisch handelt es sich aber um 
den gleichen Sachverhalt: ein Trans­
fer wird aus Krediten finanziert. Ob 
dieser Kredit vom Bundeshaushalt 
oder vom Fonds Deutsche Einheit 
aufgenommen wird, macht ökono­
misch keinen Unterschied. Man muß 
sich daher entscheiden, entweder 
eine Bruttorechnung durchzuführen, 
in der das aufgenommene und trans­
ferierte Kreditvolumen ausgewiesen 
ist, oder eine Nettorechnung, die nur 
auf den Schuldendienst abstellt. Wie 
immer man rechnet, die Beiträge der 
Länder sind geringer als die des 
Bundes, aber sie liegen von diesen 
bei weitem nicht so weit entfernt, wie 
der Bund immer wieder darstellt.

Tabelle 1 
Belastungen des Bundes

(in Mrd. DM)

1990 1991

Vom Bund behauptete Gesamtausgaben 45 115

Belastung Bund
(einschließlich Sozialversicherung) 33 52

Beiträge des Bundes 
zur Sozialversicherung 12 19

Belastung des Bundes ohne 
Sozialversicherung 21 33
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In der Bruttorechnung sind gegen­
über der obigen Rechnung die Lei­
stungen mit den Werten angesetzt 
worden, die den Zahlungen des 
Fonds Deutsche Einheit entspre­
chen (d.h. +  10 Mrd. DM in 1990 und 
+ 16,5 Mrd. DM in 1991). Im übrigen 
nimmt die Belastung des Bundes -  
im Gegensatz zu der der Länder -  in 
den folgenden Jahren kontinuierlich 
ab (vgl. Tabelle 2).

Kein Zweifel sollte daran beste­
hen, daß der Bund stärker belastet 
werden kann als die Länder. In der 
Diskussion wird häufig übersehen, 
daß er von der Deutschen Einheit 
auch in höherem Maße profitiert. Der 
weitaus größte Teil der möglichen 
Entlastungen (nach Bundesfinanz­
minister Waigel 40 Mrd. DM pro Jahr) 
fällt beim Bund an. Darüber hinaus 
kommt auch die Entwicklung der 
Steuereinnahmen im wesentlichen 
dem Bund zugute. Der Hauptgrund 
dafür liegt im Zusammentreffen von 
Steuerreform im Westen und Umsät­
zen der westdeutschen Wirtschaft 
aufgrund der Entwicklung im Osten. 
Die auf die Deutsche Einheit zurück­
gehenden Verbesserungen der Er­
tragssituation werden für die öffentli­
chen Haushalte im wesentlichen 
durch die Effekte der Steuerreform 
kompensiert. Lediglich die Zunahme

Bruttorechnung (Kreditvolumen)
Bund mit Sozialversicherungs­
zuschüssen

Bund ohne Sozialversicherungs­
zuschüsse 
Westländer

Nettorechnung (nur Schuldendienste)
Bund mit Sozialversicherungs­
zuschüssen

Bund ohne Sozialversicherungs­
zuschüsse 
Westländer

der Umsatzsteuern, an denen der 
Bund mit 65% und die Länder mit 
35% beteiligt sind, führt zu einer 
wirklichen Verbesserung der Steuer­
einnahmen. Inzwischen liegen erste 
vorläufige Ergebnisse für das Jahr 
1990 vor, die die Dramatik dieser 
Entwicklung deutlich machen. Da­
nach sind die Steuereinnahmen des 
Bundes von 1989 auf 1990 um 4,8% 
gestiegen, die der Länder nur um 
1,1%. Legt man die Nettorechnung, 
d.h. die tatsächliche Belastung der 
Betriebshaushalte mit Schulden­
diensten zugrunde, bedeutet dieses, 
daß die Länder 52% ihrer Steuer­
mehreinnahmen für die Finanzie­
rung der Deutschen Einheit verwen­
det haben, der Bund dagegen nur 
36%. Der Bund hat also von dieser 
Entwicklung ungleich mehr profitiert 
als die Länder, da er einen wesent­
lich kleineren Teil seiner Steuer­
mehreinnahmen eingebracht hat als 
die Länder.

Fonds Deutsche Einheit

Nun wird häufig so getan, als ob 
die alten Länder den neuen die Seg­
nungen des Finanzausgleichs vor­
enthalten hätten. Dies ist nicht rich­
tig. Durch den Fonds Deutsche Ein­
heit und die Regelungen zur Umsatz­
steuerverteilung erhalten die neuen

1990 1991

43 68

31 49

11 19

0 4,3

0 3,15
0 1,10

Länder-jedenfalls 1991 -  nicht we­
niger, als sie bei einer Anwendung 
des Länderfinanzausgleichs erhal­
ten hätten, wobei darauf verwiesen 
werden muß, daß es nicht möglich 
ist, diese Größe genau zu errechnen. 
Die hierfür notwendigen Informatio­
nen liegen nicht vor. Der Länderfi­
nanzausgleich findet also in Form 
des Fonds Deutsche Einheit und der 
Umsatzsteuerverteilung statt. Die 
Gründe für diese Ausgleichskon­
struktion liegen im Westen: Einmal 
sind die zusammengefaßten Effekte 
der verschiedenen Ausgleichsme­
chanismen für Disparitäten von der 
Größenordnung, wie sie nun zwi­
schen Ost und West vorliegen, nicht 
gemacht. Die Ergebnisse lassen sich 
kaum rational erklären. Bei der me­
chanischen Anwendung der Aus­
gleichsmechanismen könnte man 
weder generell sagen, daß die Last 
nur die armen Länder tragen, noch 
daß dies die reichen tun. Bei außer­
ordentlichen Belastungen muß die 
Möglichkeit bestehen, einen Aus­
gleichsmechanismus zu wählen, 
dessen Ergebnis rational interpre­
tierbar ist. Zum anderen mindert das 
gefundene Verfahren die Probleme 
der Länder, die an den Grenzen der 
Möglichkeiten ihrer Kreditaufnahme 
stehen. Ökonomisch ist es kein Un­
terschied, ob die Länder oder der 
Fonds Deutsche Einheit einen Kredit 
aufnehmen. Für die Länder, die 
schon heute an der Grenze ihrer Kre­
ditaufnahmemöglichkeit sind, macht 
dies aber einen Unterschied.

Gegen den Vorschlag, der zum 
Beispiel von Hamburg unterbreitet 
worden ist, 1991 den Fonds Deut­
sche Einheit von 35 Mrd. DM um 6 
Mrd. DM auf 41 Mrd. DM aufzu­
stocken, ist eingewandt worden, hier 
handele es sich um eine weitere Kre­
ditfinanzierung. Dies ist allerdings 
eine sehr theoretische Diskussion, 
da die meisten Landeshaushalte in­
zwischen verabschiedet sind und di­
rekte Transfers an die neuen Länder 
auch nur kreditär finanziert werden

Tabelle 2
Belastungen des Bundes und der Westländer

(in Mrd. DM)
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könnten. Es spricht einiges für die 
Vermutung, daß das Argument ge­
gen die Kreditfinanzierung vorge­
schoben war. In Wirklichkeit ging es 
um die Beteiligung des Bundes, die 
bei einer Aufstockung des Fonds ge­
fordert wurde.

Als Alternative zur Aufstockung 
des Fonds wird eine Einbeziehung 
der neuen Länder in den Umsatz­
steuerausgleich gefordert. Zunächst 
ist darauf hinzuweisen, daß die Re­
gelungen des Grundgesetzes an die­
ser Stelle Probleme regionaler Zu­
rechnung mit denen einer gewissen 
Umverteilung verbinden. Das Pro­
blem der regionalen Zurechnung 
ließe sich allerdings im Fall der 
neuen Länder anhand makroökono­
mischer Größen regeln. Dieses ist 
auch als Alternative zu der prozentu­
alen Einbeziehung der neuen Länder 
in die Umsatzsteuerverteilung disku­
tiert worden. Herausgekommen ist 
eine Lösung, die zwar sachlich unter 
dem Gesichtspunkt der korrekten re­
gionalen Zurechnung des Umsatz­
steueraufkommens immer noch eine 
erhebliche Begünstigung der neuen 
Länder darstellt. Dennoch erscheint 
diese Lösung für viele angreifbar, ob­
wohl das Umverteilungselement, das 
hier zu diskutieren wäre, im Fonds 
Deutsche Einheit enthalten ist.

Als Alternative zur Aufstockung 
des Fonds Deutsche Einheit wird da­
her auch weiterhin eine Einbezie­

hung der neuen Länder in die nor­
male Umsatzsteuerverteilung disku­
tiertwerden. Der sich hier ergebende 
Beitrag der Länder ist von einer Grö­
ßenordnung, die in vielen Ländern zu 
zusätzlicher Kreditaufnahme führen 
wird. Angesichts der Dringlichkeit 
der zu lösenden Probleme macht es 
aber keinen Sinn, den Grundsatz­
streit weiterzuführen. Wenn sich für 
diese Lösung eine breite Mehrheit 
von Bund und Ländern finden läßt, 
wird man auch damit leben können.

Notwendige
Bundesbeteiligung

Alte und neue Länder wären aller­
dings gut beraten, auch den Bund 
nicht aus seiner Verantwortung zu 
entlassen. Wenn die westlichen Län­
der einen beachtlichen Teil ihres Um­
satzsteueraufkommens abgeben, 
sollte dies auch der Bund tun. Die 
Belastung der neuen Länder mit 
Ausgaben, die einigungsbedingt 
sind und in den normalen Haushal­
ten nichts zu suchen haben, ist er­
heblich -oben wurden die Preisstüt­
zungsmaßnahmen erwähnt und ähn­
liches gilt für die Bereiche der sozia­
len Sicherung. Eine Bereitschaft der 
alten Länder, einen wesentlichen 
Beitrag zur Stützung der neuen 
Haushalte zu leisten, sollte daher be­
gleitet sein von einer ins Gewicht fal­
lenden Entlastung der Haushalte der 
neuen Länder von übergangsbeding­

ten Kosten. Ein solches auch weiter­
hin starkes Engagement des Bundes 
ist angemessen, da er, wie das Er­
gebnis 1990 zeigt, von den Mehrein­
nahmen am meisten profitiert und 
darüber hinaus die größten Entla­
stungspotentiale wegen Wegfalls 
der Teilung hat.

Letztlich kann nämlich an einem 
ökonomischen Sachverhalt kein 
Zweifel sein: Die Entwicklung in den 
neuen Ländern hat den alten Län­
dern erhebliche Wachstumsimpulse 
beschert. Diese werden abreißen, 
wenn es nicht gelingt, die Erträge 
dieses Wachstums in die neuen Län­
der zu bringen. Der privatwirtschaft­
liche Prozeß leistet dieses zur Zeit 
offenkundig nicht. Es ist daher Auf­
gabe des Staates, für diesen Trans­
fer zu sorgen. Das bedeutet, daß auf 
den Einigungsprozeß zurückge­
hende Steuereinnahmen in den 
neuen Ländern eingesetzt werden 
sollten. Nur wenn wir dieses tun, kön­
nen wir damit rechnen, daß der Ent­
wicklungsprozeß in den neuen Län­
dern vorankommt. Diese Regel gilt 
sicher für die Länder Westdeutsch­
lands. Sie gilt aber genauso für den 
Bund. Neue und alte Länder sollten 
gemeinsam Regelungen suchen, die 
nicht nur einen Ausgleich innerhalb 
der Länder darstellen, sondern auch 
die weitere Beteiligung des Bundes 
an dieser herausfordernden Aufgabe 
sicherstellen.

Das J a h r e s r e g i s t e r  des
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Georg Freiherr von Waldenfels

Eine sofortige Einbeziehung in den Länderfinanzausgleich 
ist nicht verkraftbar

Wer im Zusammenhang mit der 
Deutschen Einheit ständig nur 

vom Geld spricht, hat die Bedeutung 
dieses historischen Ereignisses für 
Deutschland und Europa nicht er­
kannt. Gleichwohl ist die Finanzie­
rung der neuen Länder ein sehr 
ernstes Problem. Die Finanzmini­
sterkonferenz und die Ministerpräsi­
dentenkonferenz haben diese Frage 
mehrfach gründlich diskutiert. Der 
Bundeskanzler hat die Ministerpräsi­
denten für den 28. Februar 1991 er­
neut zu einer Besprechung eingela­
den; die Finanzminister werden die­
sen Termin so vorbereiten, daß ein 
wichtiger Schritt zur weiteren Rege­
lung der Finanzbeziehungen getan 
werden kann.

Genaue Zahlen über die finanzi­
elle Situation der neuen Länder lie­
gen derzeit noch nicht vor. Es sind 
bisher nur Haushaltsentwürfe bzw. 
Vorschalthaushalte der neuen Län­
der bekannt. Die Verabschiedung 
der endgültigen Haushaltspläne wird 
nicht vor dem Sommer erfolgen. Al­
lerdings sind diese Entwürfe noch 
mit vielen Unsicherheiten belastet. 
Ich nenne nur als Beispiel den Be­
reich Personalkosten. Zum einen ist 
der Personal körper der neuen Län­
der derzeit in weiten Bereichen deut­
lich überbesetzt und muß rasch auf 
den notwendigen Umfang zurückge­
führt werden. Zum anderen kann 
heute noch nicht abgeschätzt wer­
den, wie deutlich und wie rasch die 
Angleichung bei der Bezahlung der 
Bediensteten erfolgt.

Auch die Einnahmenseite kann 
noch nicht abschließend beurteilt 
werden. Fest stehen bisher nur die 
Leistungen aus dem „Fonds Deut­

sche Einheit“ . Bei den Steuereinnah­
men muß die wirtschaftliche Ent­
wicklung abgewartet werden. Ich will 
hier kein düsteres Bild an die Wand 
malen. Im Gegenteil, ich bin über­
zeugt davon, daß die Voraussetzun­
gen für den Umbau der Wirtschaft 
und damit für den wirtschaftlichen 
Aufschwung noch in diesem Jahr ge­
schaffen werden. Die von den Regie­
rungen der neuen Länder geschätzte 
Deckungslücke in den fünf Länder­
haushalten für 1991 ist noch nicht 
ausreichend belegt. Die Unsicher­
heitsfaktoren sind noch zu groß. Es 
ist allerdings unter allen Beteiligten 
unstreitig, daß weitere Maßnahmen 
zur Verbesserung der finanziellen 
Situation erforderlich sind. Steuerer­
höhungen im Zusammenhang mit 
der deutschen Einheit sind nicht er­
forderlich. Wir brauchen ein wachs- 
tums- und arbeitsplatzfreundliches 
Steuersystem, um der Wirtschaft den 
Spielraum zu verschaffen, damit sie 
sich noch stärker beim Neuaufbau in 
den neuen Ländern engagiert. Wich­
tig sind vor allem investitionsför­
dernde Hilfen sowie die in der Koali­
tionsvereinbarung beschlossene 
Entlastung der Unternehmen von er­
tragsunabhängigen Steuern (Vermö­
gensteuer und Gewerbekapital­
steuer).

Änderung der 
Umsatzsteuerverteilung

Falls im Zusammenhang mit dem 
deutschen Beitrag zu den Kosten 
des Golfkriegs Steuererhöhungen 
notwendig werden, kommen hierfür 
noch am ehesten die indirekten Ver­
brauchsteuern wie etwa die Steuern 
auf den Öl- und Benzinverbrauch, die 
Tabaksteuer oder die Branntwein­
steuer in Betracht.

Zur weiteren Verbesserung der Fi­
nanzsituation der neuen Länder fa­
vorisiere ich eine Änderung der Um­
satzsteuerverteilung zwischen den 
Ländern. Nach dem Umsatzsteuer­
kompromiß im Einigungsvertrag tra­
gen die westlichen Länder für die 
Jahre 1991 bis 1994 zur Finanzie­
rung der neuen Länder rund 8 Mrd. 
DM bei; davon entfallen rund 1,4 
Mrd. DM auf Bayern. Wir sind bereit, 
bei der Umsatzsteuerverteilung wei­
tere Zugeständnisse zu machen. 
Nach dem Vorschlag des Bundes 
und der unionsregierten Länder soll 
die Einwohnerwertung schon früher 
auf 100% gesteigert werden, und 
zwar auf 85 % für 1991, ab 1992 auf 
90 % und ab 1993 auf 100 %. Dieses 
Angebot verbessert die Finanzaus­
stattung der neuen Länder um wei­
tere 14,5 Mrd. DM in den Jahren 
1991 bis 1994. Bayern hätte dadurch 
Einnahmenausfälle in Höhe von rund
2,7 Mrd. DM.

Das von den SPD-geführten Län­
dern favorisierte Modell (Auf­
stockung des „Fonds Deutsche Ein­
heit“ um 6 Mrd. DM) lehne ich ab. 
Dieser Vorschlag würde den Kapital­
markt zu stark belasten und weiter 
steigende Zinsen nach sich ziehen.

Den alten Ländern wird häufig vor­
geworfen, sie seien Profiteure der 
deutschen Einheit auf Kosten der 
neuen Länder. Dieser Vorwurf ist 
falsch. Es ist zwar richtig, daß ein Teil 
des Wirtschaftswachstums -und  da­
mit der Steuermehreinnahmen -  auf 
dem Einigungseffekt beruht. Die al­
ten Länder haben sich aber über den 
„Fonds Deutsche Einheit“ dazu be­
reit erklärt, ein Gesamtkreditvolu­
men von 47,5 Mrd. DM zu überneh­
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men. Da der Fonds lediglich ein Fi­
nanzierungsinstrument darstellt, 
muß Bayern allein im Rahmen der 
Abfinanzierung bis in das Jahr 2020 
rund 24 Mrd. DM aufbringen.

Weiter Verhandlungen 
notwendig

Der Vorschlag zur Anpassung der 
Umsatzsteuerverteilung zwischen 
den Ländern ist ein erster Schritt, die 
neuen Länder in die Finanzaus­
gleichsregelungen des Grundgeset­
zes aufzunehmen. Eine sofortige 
Einbeziehung wäre für die alten Län­
der nicht verkraftbar; die finanziellen 
Verwerfungen wären zu groß. Aus 
guten Gründen ist im Gesetz zur 
Schaffung des „Fonds Deutsche Ein­
heit“ vorgesehen, daß die Finanzbe­
ziehungen zwischen Bund und Län­
dern erst mit Wirkung ab 1. Januar 
1995 neu zu regeln sind. Über ein­
zelne Elemente, die den Übergang 
zu 1995 erleichtern, kann dennoch 
nachgedacht werden. Konkrete Aus­

sagen dazu sind aber derzeit noch 
nicht möglich. Darüber können wir 
erst sprechen, wenn wir wissen, wie 
sich die finanzielle Siutation in den 
nächsten Jahren tatsächlich ent­
wickelt.

Zur Verbesserung der Infrastruk­
tur ist die Bundesregierung bereit, 
verstärkt Bundesmittel in den neuen 
Ländern einzusetzen, beispiels­
weise für den Ausbau des Verkehrs­
bereichs und der Kommunikations­
systeme. Die Mittel aus dem Struk­
turhilfegesetz des Bundes sollten 
ebenfalls überwiegend in die neuen 
Länder fließen.

Über weitere Leistungen des Bun­
des an die neuen Länder muß noch 
intensiv verhandelt werden. Ich 
denke hier vor allem an die Subven­
tionen für Preisstützungen und die 
Altschulden aus dem Wohnungsbau. 
Bis zum endgültigen Abbau dieser 
Subventionen muß eine tragbare 
Zwischenlösung gefunden werden.

Nicht vergessen werden dürfen 
die Anstrengungen des Freistaates 
Bayern und der westlichen Länder, 
die nicht in Mark und Pfennig zu be­
ziffern sind. So leistet Bayern eine 
umfassende Personal- und Verwal­
tungshilfe in Sachsen und Thürin­
gen, die für den Aufbau der dortigen 
Verwaltungen von ganz entschei­
dender Bedeutung ist. Bereits 1990 
haben beispielsweise 510 Beamte 
der bayerischen Finanzverwaltung 
3100 Arbeitstage Aufbauhilfe gelei­
stet. Im Entwurf des Bayerischen 
Doppelhaushalts 1991/1992 ist ein 
Stellenpool von 200 Stellen für alle 
Verwaltungsbereiche vorgesehen. 
Damit sollen längerfristige Abord­
nungen von Beamten und Richtern in 
die neuen Länder erleichtert werden.

Ich bin zuversichtlich, daß wir ge­
meinsam, der Bund, die alten und 
neuen Länder sowie die Kommunen, 
die offenen finanziellen Fragen rasch 
lösen werden.

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HWWA-INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG-HAMBURG

NEUERSCHEINUNG

Erhard Kantzenbach 
und

Otto G. Mayer 
(Hrsg.)

Großoktav, 
131 Seiten, 1990, 
brosch. DM 59,- 

ISBN 3-87895-395-X

PERSPEKTIVEN DER WELTWIRT­
SCHAFTLICHEN ENTWICKLUNG UND 
IHRE KONSEQUENZEN FÜR DIE 
BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND
Mit Beiträgen von: Jagdish N. Bhagwati, Gerhard Fels, Hans-Hagen 
Härtel, Georg Koopmann, Detlef Lorenz, Wilhelm Nölling,
Franco Reither, Jeffrey J. Schott, Jürgen Schröder.

Der vorliegende Band enthält die Referate eines Symposiums, das 
am 14. und 15. November 1989 vom HWWA-Institut zum gleichen 
Thema durchgeführt wurde.
Die Beiträge im ersten Teil des Bandes gehen der Frage nach, inwie­
weit in der Weltwirtschaft Tendenzen zur Bildung regionaler Wirt­
schaftsblöcke zu erkennen sind. Der zweite Teil behandelt die Frage 
nach den Implikationen der weltwirtschaftlichen Entwicklungslinien 
fürdie Welthandels- und Weltwährungsordnung. Die Herausforderun­
gen, die damit für die deutsche Volkswirtschaft verbunden sind, 
bilden den Schwerpunkt des letzten Teils dieses Tagungsbandes.
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